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Abkürzungsverzeichnis

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
FINMA Eidgenössische Finanzmarktaufsicht
GAV Gesamtarbeitsvertrag
KG Kartellgesetz
WEKO Wettbewerbskommission

DFF Département fédéral des finances
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers
CCT Convention collective de travail
LCart Loi sur les cartels
COMCO Commission de la concurrence
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Dezember 2020 reichte Balthasar Glättli (gp, ZH) eine Motion für ein nachhaltiges
Impulsprogramm zur Bewältigung der Corona-Krise ein. Dieses Impulsprogramm sollte
verschiedene Massnahmen und Ziele verfolgen, wie erhöhte Investitionen in den
Klimaschutz, Schaffung neuer Arbeitsplätze in nachhaltigen Bereichen, neue
Erwerbsperspektiven für Menschen in Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit durch
Weiterbildungen und Umschulungen, eine Ausbildungsoffensive gegen den
Fachkräftemangel oder Verbesserungen der Arbeitsbedingungen im
Gesundheitsbereich. Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom Februar
2021, die Motion abzulehnen, und verwies dabei auf bereits geplante Investitionen und
Bemühungen seinerseits sowie des Parlaments. Im Dezember 2022 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijährigen Frist behandelt worden war. 1

MOTION
DATUM: 16.12.2022
GIADA GIANOLA

Im April 2023 reichte Marco Romano (mitte, TI) eine Motion ein, mit der er den
Bundesrat und die FINMA beauftragen wollte, alles zu unternehmen, damit die WEKO
ein Prüfverfahren nach Artikel 33 des KG zum Zusammenschluss der zwei grossen
Banken Credit Suisse und UBS einleitet. Ziel sei es, Massnahmen zum Schutz der
Arbeitsplätze von UBS- und ehemaligen CS-Mitarbeitenden zu prüfen und nach
Möglichkeit festzulegen.
In seiner Stellungnahme vom Mai 2023 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Aus kartellrechtlicher Sicht gehöre der Schutz der Arbeitnehmenden nicht
zu den Prüfkriterien nach KG. Auch würden Verhandlungen zwischen Arbeitgebenden
und Arbeitnehmenden nicht unter das Kartellrecht fallen. Der Bundesrat versicherte,
dass er im Dialog mit den Sozialpartnern stehe, um sozialverträgliche Lösungen zu
finden.
Anfang Dezember 2023 wurde die Motion unbehandelt abgeschrieben, weil der
Motionär aus dem Nationalrat ausgeschieden war. Romano war bei den
eidgenössischen Wahlen vom Oktober 2023 nicht mehr angetreten und niemand
übernahm das Anliegen. 2

MOTION
DATUM: 07.12.2023
GIADA GIANOLA

Löhne

Als Folge des Zusammenbruches der Schweizer Grossbank Credit Suisse reichte Ruedi
Noser (fdp, ZH) im April 2023 eine Motion ein, mit der er den Bundesrat beauftragen
wollte, das Aktienrecht allgemein so zu ändern, dass die variablen Lohnbestandteile der
Mitarbeitenden, also zum Beispiel die Boni, die der Verwaltungsrat in eigener
Kompetenz beschliessen kann, nicht mehr als 15 Prozent des ausgewiesenen
Reingewinnes betragen dürfen. Zudem sollen die variablen Vergütungen bei
systemrelevanten Unternehmen abgestuft nach Kaderstufe langfristig aufgeschoben
werden müssen – für die Geschäftsleitung beispielsweise mindestens für zehn Jahre.
Damit soll verhindert werden, dass die «variable Entschädigung [...] zu einer
Selbstbedienung des Managements verkomme[...]». In seiner Stellungnahme vom Mai
2023 sprach sich der Bundesrat für eine Ablehnung der Motion aus, zumal er einen
Bericht des EFD zum Untergang der CS abwarten wollte. 
Im Rahmen der Sommersession 2023 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion,
die zusammen mit sieben weiteren Vorstössen beraten wurde (Mo. 23.3217; Mo.
23.3448; Mo. 23.3449; Po. 23.3450; Mo. 23.3451; Mo. 23.3452; Mo. 23.3494). Motionär
Noser verlangte mit einem Ordnungsantrag, die acht Vorstösse der WAK-SR zur
Vorberatung zuzuweisen, was der Ständerat in der Folge mit 31 zu 5 Stimmen (8
Enthaltungen) auch tat. 3

MOTION
DATUM: 12.04.2023
GIADA GIANOLA
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Kollektive Arbeitsbeziehungen

Im Bankensektor einigten sich die Sozialpartner auf neue Mindestlohnregelungen im
GAV. Je nach Lohnklasse betragen die Minimallöhne inskünftig CHF 44'200, 66'000
oder 88'000 Im Gastgewerbe wurden die Minimallohnverhandlungen für 2004 hingegen
nach vier ergebnislosen Treffen der Sozialpartner ohne Einigung beendet. Mit Hinweis
auf die gegenwärtig schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen hatten die
Arbeitgeber jegliche Erhöhung der Mindestlöhne abgelehnt. 4

BERICHT
DATUM: 04.09.2003
MARIANNE BENTELI

1) Mo. 20.4726
2) Mo. 23.3487
3) AB SR, 2023, S. 569 ff.; Mo. 23.3495
4) LT, 4.9.03.; NZZ, 26.6.03.
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